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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Staatsjubiläen

Als erste Kammer behandelte der Nationalrat Botschaft und Beschlussentwürfe des
Bundesrats. Nachdem der von Maspoli(lega, TI) im Namen der Fraktion von SD und Lega
vorgebrachte Antrag auf Nichteintreten mit deutlicher Mehrheit abgelehnt worden war,
gab in der Detailberatung über Teil A des Bundesbeschlusses, die eigentliche
Rechtsvorlage also, zunächst die Frage, welche Anlässe 1998 zu feiern seien, zu
Diskussionen Anlass. Die Kommissionsmehrheit hatte sich - mit ausdrücklicher
Zustimmung von Bundesrätin Dreifuss - darauf geeinigt, das Datum von 1798 aus dem
Titel des Bundesbeschlusses zu streichen und es nurmehr nachgeordnet im Ingress zu
erwähnen. Eine von Schmied (svp, BE) vertretene Kommissionsminderheit beantragte,
auch die Friedensschlüsse von Münster und Osnabrück aus dem Jahr 1648 als
Festanlass aufzunehmen. Die LdU/EVP-Fraktion dagegen wollte die Vorlage des
Bundesrats unverändert belassen. Explizite Unterstützung erhielt der Beschluss der
Kommissionsmehrheit von den Fraktionen der LP, der CVP und der FDP. Die Fraktion
von SD und Lega schloss sich dem Minderheitsantrag von Schmied (svp, BE) an, wobei
ihr Sprecher Maspoli (lega, TI) mit dem Referendum drohte, sollte die Vorlage der
Kommissionsmehrheit angenommen werden. Mit Zweidrittelmehrheit beschloss der Rat
im Sinne der Mehrheit seiner Kommission. Keinen Erfolg hatte ein Antrag Steinemanns
(fp, SG), der die Kompetenz, über die Ausgestaltung der Projekte zu entscheiden, dem
Parlament anstelle des EDI zugestehen wollte. Teil A der Gesamtvorlage wurde von der
Kammer mit 118 gegen 12 Stimmen, bei zwei Enthaltungen, angenommen.

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.06.1995
DIRK STROHMANN

Stimmung in der Bevölkerung

Nach dieser grundsätzlichen Diskussion behandelte der Nationalrat eine Reihe
parlamentarischer Vorstösse zu diesem Thema. Wie bereits der Ständerat überwies
auch er eine in beiden Räten eingereichte gleichlautende Motion der beiden
Ratskommissionen, welche die Landesregierung bei all ihren Beschlüssen zu
besonderer Beachtung der sprachlichen und regionalen Verständigung verpflichtet.
Damit konnte sich der Bundesrat nicht durchsetzen, welcher die Vorschläge zwar
seinerseits begrüsste, jedoch für deren Überweisung als Postulat plädiert hatte. Er
überwies weiter eine Motion des Ständerats (92.3493), welche im Anschluss an die
Volksabstimmung über die Zugehörigkeit zum EWR eingereicht worden war und den
Bundesrat beauftragt, im Zusammenwirken mit gesellschaftlichen und kulturellen
Organisationen Massnahmen zu treffen, um die Verständigung zwischen den
Sprachgemeinschaften nachhaltig zu fördern.

Erfolg hatte auch eine parlamentarische Initiative von Robert (gp, BE). Darin wird der
Bund aufgefordert, Bemühungen der Kantone zur Förderung der zweisprachigen
Erziehung im Rahmen der Landessprachen zu unterstützen. Der Antrag Maspolis (lega,
TI), der Initiative keine Folge zu geben, wurde deutlich verworfen. Eine weitere
parlamentarische Initiative von Borel (sp, NE) für den Empfang mindestens eines
Radioprogramms in jeder der drei Amtssprachen in der ganzen Schweiz wurde von der
zuständigen Ratskommission in ein eigenes Postulat umgewandelt und dergestalt vom
Plenum überwiesen. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.03.1994
DIRK STROHMANN
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Rechtsordnung

Bürgerrecht

Der Nationalrat nahm in der Sommersession die Beratungen über die Ende 2001 vom
Bundesrat vorgeschlagene Revision der Einbürgerungsbestimmungen auf und setzte
sie in der Herbstsession fort. Nichteintretensanträge von Maspoli (lega, TI) und Hess (sd,
BE) wurden mit 125:32 Stimmen abgelehnt. Eine von der SVP unterstützte
Kommissionsminderheit bekämpfte die vom Bundesrat im Hinblick auf eventuelle
Referenden und Volksabstimmungen vorgenommene Unterteilung der Reform in
einzelne Teilvorlagen. Sie beantragte die Rückweisung an den Bundesrat mit dem
Auftrag, anstelle der vorliegenden drei Gesetzesrevisionen (automatische Einbürgerung,
erleichterte und ordentliche Einbürgerung, Beschwerderecht) und zwei
Verfassungsrevisionen (erleichterte resp. automatische Einbürgerung) nur je eine
Vorlage auf Gesetzes- und Verfassungsebene vorzulegen. Auch dieser
Rückweisungsantrag wurde mit 122:36 Stimmen deutlich verworfen.

In der Detailberatung geriet die vom Bundesrat vorgeschlagene und von der CVP und
den Liberalen unterstützte Verkürzung der minimalen Wohnsitzdauer für die
ordentliche Einbürgerung von zwölf auf acht Jahre von zwei Seiten unter Beschuss,
konnte sich aber durchsetzen: SP und Grüne verlangten eine Reduktion auf sechs
Jahre, die SVP und eine klare Mehrheit der FDP wollten die bisherigen zwölf Jahre
beibehalten. Bei den Bestimmungen über die erleichterte Einbürgerung von in der
Schweiz aufgewachsenen Ausländern lehnte der Rat die von der SVP beantragte
Verschärfung ab, dass diese nur für Personen gelten soll, die in der Schweiz geboren
sind, und nicht auch für diejenigen, welche mindestens fünf Jahre der obligatorischen
Schulzeit in der Schweiz absolviert haben. In der Gesamtabstimmung unterstützten die
SP, die FDP, die CVP, die GP und die LP die neuen Bestimmungen über die ordentliche
und die erleichterte Einbürgerung ohne Gegenstimme, die SVP lehnte sie mit 38:5
Stimmen ab.

Bei der vom Bundesrat vorgeschlagenen Neuerung, dass Kinder der so genannt dritten
Generation automatisch eingebürgert werden sollen, war der Widerstand stärker.
Gemäss der Definition des Bundesrates handelt es sich dabei um Kinder, bei denen
mindestens ein Elternteil während fünf Jahren die obligatorischen Schulen in der
Schweiz besucht hat und bei der Geburt des Kindes seit mindestens fünf Jahren eine
Aufenthalts- oder Niederlassungsbewilligung besitzt. Die SVP lehnte diese Neuerung
rundweg ab. Bei der CVP und der FDP gab es Bedenken, dass damit die Rechte der
Eltern beeinträchtigt würden. Beispielsweise würden damit bei Familien aus Staaten,
welche die Doppelbürgerschaft verbieten, die Kinder automatisch eine andere
Staatsangehörigkeit erhalten als ihre Eltern. Die FDP sprach sich deshalb für ein Recht
auf Einbürgerung aus, das aber nicht automatisch erteilt würde, sondern nur auf
Gesuch der Eltern. Durchgesetzt hat sich schliesslich die von der CVP vorgeschlagene
Variante, dass die Eltern bei der Geburt auf die Bürgerrechtserteilung verzichten
können, und das Kind diese Erklärung bei Erreichen der Volljährigkeit widerrufen kann.
Schliesslich stimmte der Nationalrat dem Beschwerderecht gegen als willkürlich oder
diskriminierend empfundene kommunale Einbürgerungsentscheide gegen den
Widerstand der SVP und einer Mehrheit der FDP-Fraktion zu. Nach Abschluss der
Beratungen erklärte die SVP-Fraktion, dass sie gegen alle drei Gesetzesrevisionen das
Referendum ergreifen werde. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.09.2002
HANS HIRTER

Institutionen und Volksrechte

Institutionen und Volksrechte

Wie zuvor eine verwaltungsinterne Arbeitsgruppe befasste sich nun auch eine
parlamentarische Kommission mit der Gleichstellung der Geschlechter in der
Gesetzessprache. Gemäss ihrem Bericht sollen bei der Redaktion von Texten der
Bundesversammlung die Empfehlungen der Verwaltungsgruppe zum Zuge kommen
(allerdings ausdrücklich ohne Verwendung von Grossbuchstaben im Wortinneren). Um
die Einheitlichkeit von Gesetzestexten zu gewährleisten, sollen diese Neuerungen
freilich bloss bei neuen Gesetzen oder bei Totalrevisionen, nicht aber bei Teilrevisionen
bereits bestehender Gesetze zur Anwendung gelangen. Den Widerständen französisch-
und italienischsprachiger Parlamentarier wurde insofern Rechnung getragen, als es in
Texten in diesen beiden Amtssprachen auch zulässig ist, weiterhin ausschliesslich die
männliche Form zu verwenden. Der Nationalrat nahm, gegen einen Antrag Maspoli (lega,
TI), mit 65 zu 37 Stimmen vom Bericht in zustimmendem Sinne Kenntnis; der Ständerat

BERICHT
DATUM: 22.09.1992
HANS HIRTER
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folgte ihm ohne Gegenstimmen. 3

Parlamentsorganisation

Den drei Nationalräten der SD gelang es dann in der Dezembersession doch noch, eine
Fraktion zu bilden. Der Lega-Vertreter Maspoli (TI), welcher bereits 1991-1995 zur SD-
Fraktion gehört hatte, und der Freisinnige Pini (TI) schlossen sich mit ihnen zur
"Demokratischen Fraktion" zusammen. Da ein Parlamentarier nur der Fraktion seiner
eigenen Partei angehören darf, musste Pini dazu aus der FDP austreten. 4

ANDERES
DATUM: 13.12.1996
HANS HIRTER

Volksrechte

Eine etwas weniger radikale Verkürzung der Behandlungsfristen, nämlich auf 18
Monate von der Einreichung bis zur Volksabstimmung, strebte eine parlamentarische
Initiative Maspoli (lega, TI) an. Obwohl sein Vorstoss von 57 Abgeordneten aus allen
Fraktionen unterzeichnet worden war, und sich auch die SPK nur knapp für eine
Ablehnung ausgesprochen hatte, wurde er im Plenum mit 102:39 Stimmen deutlich
verworfen. Kommissionssprecher Gross (sp, ZH) hatte in seinem Votum gegen den
Vorstoss zwei Argumente in den Vordergrund gestellt. Erstens die Tatsache, dass mit
den in den letzten Jahren erfolgten Verkürzungen der Behandlungsfristen eine
Hinhaltetaktik durch die Behörden, wie früher nicht selten praktiziert, verunmöglicht
worden sei. Als zweitens Argument führte er die praktische Funktion der Volksinitiative
in ihrer schweizerischen Ausprägung an. Im Gegensatz etwa zur Praxis in Kalifornien (wo
die Volksabstimmung unmittelbar nach der Einreichung stattfindet) sei diese in der
Schweiz nicht ein reines Machtinstrument gegen das Parlament, sondern habe vielmehr
die Wirkung eines Auslösers von breiten politischen Diskussionen und motiviere die
Behörden dazu, nach neuen Lösungen für offensichtliche Probleme zu suche. 5

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.12.1998
HANS HIRTER

Als erste Kammer behandelte der Nationalrat die Volksinitiative „für eine
Beschleunigung der direkten Demokratie“. Im Namen der Staatspolitischen
Kommission, welche einstimmig deren Ablehnung empfahl, legte Andreas Gross (sp, ZH)
noch einmal die wichtigsten Gegenargumente dar, die er bereits vor einem Jahr gegen
eine radikale Verkürzung der Fristen vorgebracht hatte: die Funktion der Volksinitiative
im schweizerischen politischen System und die bereits vorgenommenen
Fristenverkürzungen. Die Fraktionen aller vier Bundesratsparteien, der Grünen und der
Liberalen sprachen sich ebenfalls gegen die Initiative aus. Die LdU/EVP-Fraktion
hingegen unterstützte einen Antrag Schaller (ldu, ZH), der den Initianten mit einem
Gegenvorschlag entgegenkommen wollte; dieser wurde jedoch mit 138:10 Stimmen
abgelehnt. Ein Antrag Schaller/Maspoli (lega, TI), die Initiative zur Annahme zu
empfehlen, wurde gegen die Stimmen der FP, des LdU und etwa eines Drittels der SVP-
Fraktion (darunter die Zürcher Blocher, Frey und Maurer) abgelehnt. Im Ständerat
setzte sich niemand für die Annahme des Volksbegehrens ein. In der
Schlussabstimmung verabschiedete der Nationalrat die Ablehnungsempfehlung mit
161:29, der Ständerat mit 42:0 Stimmen. 6

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 08.10.1999
HANS HIRTER

Aussenpolitik

Beziehungen zur EU

Ce n’est finalement qu’à la fin du mois d’août lors d'une session extraordinaire que le
parlement s’est saisi du dossier des accords sectoriels. Peu avant, un sondage réalisé
par l’Institut GFS avait révélé qu’une large majorité des personnes interrogées (61%)
voterait à ce stade oui aux bilatérales. Cette tendance était toutefois plus forte en
Suisse romande (70%) qu’en Suisse alémanique (58%). Un autre sondage publié peu
après a révélé les mêmes tendances mais avec un pourcentage d’opinions favorables
moins élevé en moyenne suisse (55%). En outre, les sondés conditionnaient cette fois
leur oui à des mesures d’accompagnement efficaces. Première chambre à traiter du
sujet, le Conseil national se prononça, contre une proposition des Démocrates suisses,
par 171 voix contre 3 pour l’entrée en matière. Lors du débat fleuve qui précéda cette
décision, la quasi totalité des 75 orateurs salua la signature des accords bilatéraux. Le
seul bémol à ce concert de louanges fut l’annonce, par le président des Démocrates
suisses Rudolf Keller (BL), que son parti lancerait quoi qu’il advienne un référendum,

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 30.08.1999
FRANÇOIS HUGUENET
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principalement à cause des mesures sur la libre circulation des personnes. Lors de
l’examen de détail, les députés rejetèrent (115 voix contre 57) une proposition de la
gauche qui désirait lier la ratification des accords à l’adoption des mesures
d’accompagnement et une proposition conjointe Maspoli (Lega, TI) et de la minorité
UDC de la commission qui voulait instaurer le référendum obligatoire sur les accords.
Par contre, la chambre du peuple se prononça favorablement à l’encontre de deux
propositions minoritaires de la droite de la commission (UDC et PDL) allant dans le sens
des intentions exprimées par le Conseil fédéral. La première, visant à ce que le
parlement décide de la reconduction de l’accord sur la libre circulation des personnes
au moyen d’un arrêté fédéral soumis au référendum, fut acceptée par 93 voix contre
71. La seconde, fixant que ce même accord n’était valable que pour les Quinze et pas
pour d’éventuels nouveaux membres de l’UE, fut avalisée par 87 voix contre 81. A l’issue
de cette première lecture, le conseil national se prononça sur l’ensemble du projet par
144 voix contre 3 (DS et Lega) et 28 abstentions (notamment UDC). 7

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Gesellschaftsrecht

Im Parlament und in der Öffentlichkeit fand die Diskussion über die Regeln der
Verantwortlichkeit in Verwaltungsräten und über als zu hoch und nicht
leistungsgerecht empfundene Löhne von Spitzenmanagern ihre Fortsetzung. Der
Nationalrat lehnte in der Frühjahrssession eine parlamentarische Initiative Maspoli
(lega, TI) und eine Motion einer von Chiffelle (sp, VD) angeführten Minderheit der
Kommission für Rechtsfragen ab, welche eine Publikation der Bezüge der
Verwaltungsräte von Aktiengesellschaften verlangt hatten. Er stimmte jedoch einer als
Alternative dazu eingereichten parlamentarischen Initiative Chiffelle zu, welche diese
Offenlegungspflicht lediglich bei den börsenkotierten Gesellschaften einführen will.
Gleichzeitig überwies der Rat auch eine Motion Leutenegger (sp, BL; 01.3153), welche
zusätzlich zu den Verwaltungsratsentschädigungen auch die Löhne der Spitzenmanager
publiziert haben will. Betroffen wären davon nicht nur börsenkotierte
Aktiengesellschaften, sondern auch die spezialgesetzlich geregelten Unternehmen des
Bundes (z.B. Post, SBB). Diese Motion war in der Abstimmung von den geschlossenen
Fraktionen der SP, der SVP und der GP, hingegen nur von Minderheiten der FDP und der
CVP unterstützt worden. Ebenfalls dank einer Koalition zwischen der Linken und der
SVP gutgeheissen hat der Nationalrat eine Motion Leutenegger (sp, BL; 01.3261) für
einen besseren Schutz der Minderheitsaktionäre (ohne den Teil über ein Klagerecht für
Interessenvertretungen der Kleinaktionäre). Der Ständerat war bei den beiden
Motionen Leutenegger zurückhaltender. Die vorberatende Kommission hatte sich zwar
mit der allgemeinen Zielrichtung einverstanden erklärt; da die Formulierungen zum Teil
zu weit gingen und zum Teil widersprüchlich und unpräzis seien, beantragte sie die
Umwandlung in Postulate, was das Ratsplenum dann auch tat. 8

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.03.2002
HANS HIRTER

Öffentliche Finanzen

Finanz- und Ausgabenordnung

Eine Motion Maspoli (lega, TI), welche die Auflistung und Durchforstung aller
Subventionsempfänger verlangt, wurde vom Nationalrat mit 61:35 Stimmen abgelehnt.
Er folgte damit dem Bundesrat, der darauf hinwies, dass die Sanierung der
Bundesfinanzen, aber auch der neue Finanzausgleich sowieso eine kritische
Überprüfung der Subventionen erfordere. 9

MOTION
DATUM: 11.03.1996
EVA MÜLLER
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Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Bodenrecht

Beide eidgenössischen Räte stimmten im Berichtsjahr der Lockerung der «Lex
Friedrich» zu, wobei zwei zentrale Differenzen zu bereinigen waren: Einerseits die
Kontingentierung der höchstzulässigen Kaufbewilligungen für Ferienimmobilien an
Ausländer, welche der Nationalrat gemäss den Vorgaben des Bundesrates von heute
2'840 auf 4'000 Handänderungsbewilligungen pro zwei Jahre festlegen wollte. Ein
Vorstoss von Nationalrat Vetterli (svp, ZH), der die Höchstzahl auf 3'000
Handänderungsbewilligungen pro zwei Jahre reduzieren wollte, scheiterte knapp. Der
Ständerat, welcher zunächst auf eine Festschreibung der Kontingente im Gesetz
verzichten wollte, schloss sich in der Differenzbereinigung dem Standpunkt des
Nationalrates an. Andererseits setzte er sich bei der zweiten grossen Differenz gegen
den Nationalrat durch, welcher eine Sonderregelung für Auslandschweizer im Gesetz
verankern wollte. Danach wären neu im Ausland wohnende «natürliche Personen ohne
Schweizer Bürgerrecht» bewilligungspflichtig geworden. Ständerat und Bundesrat
Koller lehnten eine Privilegierung der Auslandschweizer, wenn auch mit Bedauern, als
widersprüchlich zum Staatsvertragsrecht ab und wiesen auf andernfalls
wahrscheinliche ausländische Retorsionsmassnahmen gegenüber Auslandschweizern
hin. Der Nationalrat schloss sich diesem Streitpunkt mit 78 gegen 67 Stimmen
schliesslich an. Verschiedene Redner machten geltend, dass es sich ja ohnehin nur um
eine auf wenige Jahre befristete Übergangslösung bis zur definitiven Aufhebung der Lex
Friedrich handle. In der Schlussabstimmung nahm der Nationalrat die Revision der Lex
Friedrich mit 149 zu 19, der Ständerat einstimmig an. Verschiedene andere
parlamentarische Vorstösse im Zusammenhang mit der Lex Friedrich wurden von den
Räten abgeschrieben. Eine Motion Maspoli (lega, TI) (93.3360), die - wie die Genfer
Standesinitiative - eine gänzliche Abschaffung der Lex Friedrich forderte, wurde vom
Nationalrat klar verworfen. 10

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.10.1994
EVA MÜLLER

Umweltschutz

Abfälle

Le Conseil national a transmis comme postulat la motion Maspoli (Lega, TI) demandant
que le Conseil fédéral encourage le développement de technologies d'élimination des
déchets ne créant pas de résidus à entreposer ainsi qu'un minimum de substances
toxiques. 11

MOTION
DATUM: 01.03.1994
SERGE TERRIBILINI

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Suchtmittel

Anlässlich seiner ersten grossen Drogendebatte in der Frühjahrssession behandelte der
Nationalrat auch mehrere drogenpolitische Vorstösse aus den eigenen Reihen.
Vordergründig aus formalen Gründen, vor allem aber weil sie durch eine Annahme von
"Jugend ohne Drogen" in der Volksabstimmung ganz oder teilweise obsolet würden,
wies der Rat drei parlamentarische Initiativen an die Kommission zurück. Diese
Vorstösse verlangten, dass durch ein Umdenken in der Drogenpolitik der Schwarzhandel
und die Drogenkriminalität eliminiert werde (Hubacher, sp, BS, Pa.Iv. 93.454), dass bei
Drogenkonsumenten vermehrt der fürsorgerische Freiheitsentzug eingesetzt werden
solle (Heberlein, fdp, ZH, Pa.Iv. 94.423) sowie dass der Drogenkonsum straffrei zu
gestalten und die medizinisch indizierte Heroinabgabe definitiv in den Katalog der
möglichen Therapieformen aufzunehmen sei (Tschäppät, sp, BE, Pa.Iv. 94.437). Aus
analogen Überlegungen - allerdings hier auf "DroLeg" gemünzt - schob der Rat auch die
Ratifizierung der UNO-Konvention von 1988 gegen den unerlaubten Verkehr mit
Betäubungsmitteln und psychotropen Stoffen auf. Eine Motion Bortoluzzi (svp, ZH) auf
umgehende Unterbreitung des Wiener Abkommens wurde als erfüllt abgeschrieben
(95.3156). Eine Motion Maspoli (lega, TI) für eine stationäre Zwangsbehandlung von
Drogenkranken wurde klar verworfen (Mo. 94.3337), eine Motion Comby (fdp, VS),
welche die flächendeckende Einführung von Drogen-Ombudspersonen in den Schulen

MOTION
DATUM: 21.03.1996
MARIANNE BENTELI
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verlangte, hingegen als Postulat überwiesen. Eine vom Ständerat im Vorjahr teilweise
gutgeheissene Motion Morniroli (lega, TI), welche die Erstellung eines ausformulierten
Drogenkonzeptes verlangte, passierte im Nationalrat nur als Postulat (94.3579). 12

Sport

Eine parlamentarische Initiative Maspoli (lega, TI) zur finanziellen Unterstützung des
Spitzensports in den Bereichen Fussball, Eishockey und Basketball wurde auf
einhelligen Antrag der Kommission, die wettbewerbsverzerrende Effekte befürchtete,
vom Nationalrat diskussionslos abgelehnt. 13

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.12.2003
MARIANNE BENTELI

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kulturpolitik

Zur Erfüllung ihrer kulturellen Aufgaben im In- und Ausland präsentierte die Stiftung Pro
Helvetia dem Bundesrat für die Vierjahresperiode 1996-1999 ein Budget von CHF 144
Mio., was gegenüber den Jahren 1992 bis 1995 eine Erhöhung um CHF 36 Mio. bedeutet
hätte. Der Bundesrat zeigte zwar Verständnis für die Forderungen der Stiftung und
begrüsste ausdrücklich den integrationspolitischen Beitrag, welchen die Pro Helvetia
nach dem EWR-Nein der Schweiz leistet. Er war aber in Anbetracht der allgemeinen
Sparbemühungen nicht bereit, über den Teuerungsausgleich hinauszugehen, und
beantragte dem Parlament lediglich einen Kredit von CHF 118 Mio. Trotz der erneut
vorgebrachten Kritik rechtsbürgerlicher Kreise am mangelnden Patriotismus vieler
Schweizer Kulturschaffender, die im Nationalrat zu einem Rückweisungsantrag Moser
(fp, AG) führte mit dem Ziel, das Budget der Stiftung auf dem Stand der Vorperiode
einzufrieren, akzeptierten beide Kammern den Vorschlag des Bundesrates ohne längere
Diskussionen. Andererseits unterlag aber - trotz Unterstützung durch das rot-grüne
Lager - auch ein Minderheitsantrag Maspoli (lega, TI), welcher die Subvention auf CHF
136 Mio. erhöhen wollte. 14

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 17.10.1995
MARIANNE BENTELI

Medien

Presse

Le « Ticino Oggi », pendant tessinois du « 20 Minuten », a été lancé début septembre.
Le rédacteur en chef de ce quotidien du soir n’est autre que le conseiller national
tessinois Flavio Maspoli (Lega). Le lancement d’un quatrième quotidien sur un marché
considéré comme saturé n’a pas manqué de surprendre. C’est avant tout l’identité et la
motivation des investisseurs qui a fait l’objet de spéculations. Cette publication, dont la
prétention est d’avoir le plus grand tirage au niveau cantonal avec 60'000 exemplaires,
emploie 25 personnes et a son siège à Locarno. 15

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 15.10.2002
ROMAIN CLIVAZ

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien
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Parteiensystem

Im Dezember gründeten im Nationalrat die drei Schweizer Demokraten, der einzige
Lega-Abgeordnete Flavio Maspoli (TI) sowie der Freisinnige Massimo Pini (TI) die
Demokratische Fraktion. Damit sind die Schweizer Demokraten neu wieder in eine
Fraktion eingebunden; Maspoli verliess die Fraktion der Freiheits-Partei. Mit Pini, der
durch seinen Fraktionswechsel aus der FDP austreten musste, ist in der neuen
Rechtsaussenfraktion auch ein EU-Beitrittsbefürworter vertreten. Pini gab für seinen
Wechsel finanzielle Probleme an. Auf Druck der Tessiner FDP hatte er in Biasca das Amt
eines Sindaco abgeben müssen. Die neue Fraktion hat Anspruch auf rund 110'000 Fr.
Bundesgelder, womit sie Pini als Sekretär einstellen konnte. 16

PARTEICHRONIK
DATUM: 13.12.1996
EVA MÜLLER

Konservative und Rechte Parteien

Im Juli riefen die beiden Anführer der Bewegung zu einer Bummelfahrt auf der
Autobahn auf, um ihrem Unwillen gegen die Tempobeschränkungen 70/100 Ausdruck zu
verleihen; der Aufruf wurde von mehreren hundert Anhängern befolgt. Die Lega konnte
ihren Bekanntheitsgrad dadurch vor den eidgenössischen Wahlen nochmals erhöhen. 
Bei den Wahlen in den Nationalrat eroberte die Lega mit 23,5% Wähleranteil zwei
Mandate und wurde drittstärkste politische Kraft des Kantons. Bei den Wahlen in den
Ständerat konnte sie die CVP verdrängen und eroberte mit dem ehemaligen
freisinnigen Morniroli ein Mandat. In der Streitfrage, welcher Fraktion sich die Lega-
Vertreter anschliessen sollten, kamen erneut die unterschiedlichen politischen
Ansprüche zwischen Präsident Bignasca und Vizepräsident Maspoli zum Vorschein.
Schliesslich fand die Lega bei den Schweizer Demokraten Aufnahme in die Fraktion. 17

WAHLEN
DATUM: 20.10.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Auch Nationalrat und Verleger Maspoli wurde einmal mehr wegen übler Nachrede und
Beschimpfung in Artikeln seiner Gratis-Sonntagszeitung zu einer Busse verurteilt. Er
lancierte kurz darauf unter dem Titel «L'altra notizia» eine neue Tageszeitung. Sie soll
unter anderem als Propaganda-Instrument für seine Kandidatur bei den Tessiner
Regierungsratswahlen 1995 dienen. 18

PARTEICHRONIK
DATUM: 05.11.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Nachdem die Tessiner Protestpartei Lega noch im Frühjahr bei den kantonalen Wahlen
triumphiert hatte und erstmals in die Regierung einzog, erhielt sie im Herbst auf
eidgenössischer Ebene die Quittung für das selbstherrliche Schalten und Walten der
Parteiführer Flavio Maspoli und vor allem Giuliano Bignasca. Wegen zahlreichen
politischen und parteiinternen Skandalen mussten sie sich den Vorwurf mangelnder
moralischer Integrität gefallen lassen. Die Lega verlor in beiden Räten je einen Sitz und
stellt neu nur noch einen Vertreter im Nationalrat.
Über die Lega-Zeitung «L'altra Notizia» wurde der Konkurs verhängt. 19

WAHLEN
DATUM: 22.10.1995
EVA MÜLLER

Das inoffizielle Parteiorgan der Lega, «Il Mattino della domenica», behandelte im
Sommer die amerikanisch-schweizerischen Auseinandersetzungen um Raubgold und
nachrichtenlose Konten aus der Nazizeit mit antisemitischen Tönen. In der Ausgabe
vom 14. Juni wurde in einem von Lega-Präsident Bignasca gezeichneten Artikel
behauptet, die Emissäre der Volcker-Kommission, welche die Tessiner Kantonalbank
nach nachrichtenlosen Konten durchforschten, seien auf ihr Verlangen hin und auf
Kosten der Bank in einem Luxushotel untergebracht worden. Dazu kommentierte
Bignasca zynisch: «Diesen Herren [...] müsste man zwei Wochen Urlaub im Hotel
Buchenwald in Dachau bezahlen, das von einem sympathischen Herrn mit Schnäuzchen
geführt wird». Um jedem Missverständnis vorzubeugen, gaben Bignasca, Lega-
Nationalrat Maspoli sowie Lega-Regierungsrat Borradori in einer späteren Erklärung
bekannt, dass die Lega niemals antisemitisch sei, sie wehre sich allerdings gegen die
Erpressungsversuche und Attacken einer «gewissen jüdischen Lobby». Die Tessiner
Untersuchungsbehörden ermittelten gegen Bignasca wegen Verstössen gegen das
Antirassismus-Gesetz und verurteilten ihn zu einer Busse von 7'000 CHF. 20

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 22.12.1998
URS BEER
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Bei den kantonalen Wahlen im Tessin konnte sich die Lega gegen die neu angetretene
SVP behaupten und ihre Mandate im Grossen Rat halten. Sie blieb hinter FDP und CVP
drittstärkste Kraft im Kanton. Bei den Regierungsratswahlen konnte sich ihr populärer
Baudirektor Marco Borradori bestätigen. Im Herbst errang die Lega schliesslich ein
zweites Nationalratsmandat. Neben Maspoli konnte Parteipräsident Bignasca im
Parlament Einsitz nehmen.

WAHLEN
DATUM: 24.10.1999
DANIEL BRÄNDLI

Die Wirren um Nationalrat Maspoli rissen auch im Wahljahr nicht ab. Ein konkursites
Werbebüro hatte wegen ausstehender Zahlungen Strafanzeige gegen ihn erhoben, und
das Verfahren über den Konkurs seiner Tageszeitung «Altra Notizia» war noch immer
nicht abgeschlossen. Anfangs Juli wurde er zudem wegen übler Nachrede gebüsst. 
Sein Parteipräsident Giuliano Bignasca war dagegen durch Fotomontagen im Lega-Blatt
«Il Mattino della Domenica» aufgefallen. Opfer der Fotomontagen, die nackte
Frauenkörper mit prominenten Köpfen kombinierten, waren unter anderem
Bundesrätin Ruth Dreifuss und die Tessiner Staatsrätin Marina Masoni (fdp). Mit
Ausnahme von Chiara Simoneschi (cvp) verzichteten die Beschädigten jedoch auf eine
Anzeige. Eine Gruppe von Parlamentarierinnen und Parlamentariern forderte den
Rücktritt Bignascas aus dem Nationalrat, in den er als zweiter Lega-Vertreter im
Oktober gewählt worden war. 21

PARTEICHRONIK
DATUM: 23.12.1999
DANIEL BRÄNDLI

Bei den eidgenössischen Volksabstimmungen blieb die Lega ihrer grundsätzlich
rechten, in der Sozialpolitik aber linken Haltung treu, indem sie die beiden AHV-
Initiativen unterstützte. Auffallend blieb die enge Verbindung mit Karl Schweri von der
Denner AG. Bei der Denner-Initiative für tiefere Spitalkosten hatte die Lega als einzige
Partei die Ja-Parole ausgegeben und bei der ebenfalls von Denner stammenden
Beschleunigungsinitiative war sie massgeblich im Pro-Komitee aktiv. Neben diesen
politischen Verbindungen bestanden auch geschäftliche. Diese hatten unter anderem
zu einer Strafuntersuchung der Tessiner Staatsanwaltschaft gegen Nationalrat Maspoli
wegen betrügerischem Konkurs geführt. 22

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 06.10.2000
DANIEL BRÄNDLI

Mitte November wurde Nationalrat Flavio Maspoli wegen Misswirtschaft,
betrügerischem Konkurs, Urkundenfälschung und Unterlassung der Buchführung zu elf
Monaten bedingt verurteilt. Darauf kündigte die SVP des Kantons Tessin an, sie werde
im Falle einer Kandidatur Maspolis auf eine Listenverbindung mit der Lega für die
kantonalen Wahlen vom April 2003 verzichten. 23

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 03.12.2002
MAGDALENA BERNATH

Bei den Wahlen ins Tessiner Parlament erlebte die Lega einen massiven Einbruch und
verlor mehr als einen Drittel ihrer Wählerschaft; sie stellt noch 11 Abgeordnete. Für die
Nationalratswahlen erwog sie ein Zusammengehen mit der SVP, welche jedoch nicht
gemeinsam mit Flavio Maspoli antreten wollte. Als bekannt wurde, dass Maspoli
Unterschriften für ein von ihm lanciertes Referendum gefälscht hatte und ein
Strafverfahren gegen ihn lief, forderten Parteikollegen seinen Rücktritt von allen Ämtern
(Nationalrat, Grossrat, Vizepräsident der Lega). Anstatt auf sein Mandat als Nationalrat
zu verzichten, gab der Mitbegründer der Lega seinen Austritt aus der Bewegung bekannt
und kandidierte im Herbst erfolglos mit einer eigenen Liste „Risorgimento ticinese“
(Tessiner Wiederauferstehung). Für die Lega wurde als einziger Vertreter Attilio
Bignasca, der Bruder von Präsident Giuliano Bignasca, in den Nationalrat gewählt; der
im April bestätigte Staatsrat Marco Borradori verzichtete zur Enttäuschung seiner Partei
und der SVP auf eine Kandidatur für den Ständerat; Giuliano Bignasca musste selber
antreten und wurde nicht gewählt. 24

WAHLEN
DATUM: 31.12.2003
MAGDALENA BERNATH
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Gelöscht

Gelöscht

LÖSCHEN Der Nationalrat nahm in der Sommersession die Beratungen über die Ende
2001 vom Bundesrat vorgeschlagene Revision der Einbürgerungsbestimmungen auf
und setzte sie in der Herbstsession fort. Nichteintretensanträge von Maspoli (lega, TI)
und Hess (sd, BE) wurden mit 125:32 Stimmen abgelehnt. Eine von der SVP unterstützte
Kommissionsminderheit bekämpfte die vom Bundesrat im Hinblick auf eventuelle
Referenden und Volksabstimmungen vorgenommene Unterteilung der Reform in
einzelne Teilvorlagen. Sie beantragte die Rückweisung an den Bundesrat mit dem
Auftrag, anstelle der vorliegenden drei Gesetzesrevisionen (automatische Einbürgerung,
erleichterte und ordentliche Einbürgerung, Beschwerderecht) und zwei
Verfassungsrevisionen (erleichterte resp. automatische Einbürgerung) nur je eine
Vorlage auf Gesetzes- und Verfassungsebene vorzulegen. Auch dieser
Rückweisungsantrag wurde mit 122:36 Stimmen deutlich verworfen.
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